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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

1. zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Einheitlichen Europäischen Akte 
— Drucksachen 10/6392; 10/6418 — 

2. zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache 10/6414 — 

Einheitliche Europäische Akte 

A. Problem 

Durch das Vertragsgesetz sollen die von deutscher Seite erfor-
derlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten der Einheit-
lichen Europäischen Akte geschaffen werden. 

B. Lösung 

Das Vertragswerk bedarf der Zustimmung der gesetzgeben-
den Körperschaften gemäß Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes. 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Durch die Ausführung des Gesetzes entstehen keine unmittel-
baren zusätzlichen Kosten für die öffentlichen Haushalte (vgl. 
Begründung zum Entwurf des Vertragsgesetzes). 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 10/6392 — mit der Maßgabe, daß folgender 
Artikel 1 a eingefügt wird: 

„Artikel 1 a 
(1) Die Bundesregierung unterrichtet den Bundesrat unbeschadet des Arti-

kels 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemein-
schaft vom 27. Juli 1957 (BGBl. II S. 753) umfassend und zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt über alle Vorhaben im Rahmen der Europäischen Gemein-
schaft, die für die Länder von Interesse sein könnten. 

(2) Die Bundesregierung gibt vor ihrer Zustimmung bei Beschlüssen der 
Europäischen Gemeinschaften, die ganz oder in einzelnen Bestimmungen 
ausschließliche Gesetzgebungsmaterien der Länder betreffen oder deren we-
sentliche Interessen berühren, dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellung-
nahme binnen angemessener Frist. 

(3) Die Bundesregierung berücksichtigt diese Stellungnahme bei den Ver-
handlungen. Soweit eine Stellungnahme ausschließliche Gesetzgebungsmate-
rien der Länder betrifft, darf die Bundesregierung hiervon nur aus unabweis-
baren außen- und integrationspolitischen Gründen abweichen. Im übrigen 
bezieht sie die vom Bundesrat vorgetragenen Länderbelange in ihre Abwä-
gung ein. 

(4) Im Falle einer Abweichung von der Stellungnahme des Bundesrates zu 
einer ausschließlichen Gesetzgebungsmaterie der Länder und im übrigen auf 
Verlangen teilt die Bundesregierung dem Bundesrat die dafür maßgeblichen 
Gründe mit. 

(5) Ist dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, sind, unbe-
schadet der bereits bestehenden Regelungen, auf Verlangen Vertreter der 
Länder zu den Verhandlungen in den Beratungsgremien der Kommission und 
des Rates hinzuzuziehen, soweit der Bundesregierung dies möglich ist. 

(6) Einzelheiten der Unterrichtung und Beteiligung bleiben einer Vereinba-
rung zwischen Bund und Ländern vorbehalten.", 

im übrigen unverändert anzunehmen; 

2. den Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 10/6414 — abzulehnen. 

Bonn, den 3. Dezember 1986 

Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Stercken 

Vorsitzender 

Schwarz 

Berichterstatter 

Brück Schäfer (Mainz) Frau Kelly 
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Bericht der Abgeordneten Schwarz, Brück, Schäfer (Mainz) und Frau Kelly 

Der Gesetzentwurf — Drucksachen 10/6392, 10/6418 
wurde dem Deutschen Bundestag am 10. bzw. 

12. November 1986 zugeleitet, der Antrag der Frak-
tion der SPD — Drucksache 10/6414 — am 12. No-
vember 1986. In seiner 246. Sitzung am 13. Novem-
ber 1986 wurden Gesetzentwurf und Antrag disku-
tiert und zur federführenden Beratung an den Aus-
wärtigen Ausschuß und zur Mitberatung an den 
Rechtsausschuß, an den Finanzausschuß, an den 
Ausschuß für Wirtschaft und an den Haushaltsaus-
schuß überwiesen. 

Alle mitbeteiligten Ausschüsse haben am 3. Dezem-
ber 1986 die Vorlagen beraten. 

Der Rechtsausschuß empfahl einstimmig bei Ent-
haltung des Mitglieds der Fraktion DIE GRÜNEN, 
den Gesetzentwurf — Drucksache 10/6392 — ein-
schließlich Artikel 1 a in der Fassung der Gegenäu-
ßerung der Bundesregierung — Drucksache 10/6418 
— anzunehmen. 

Der Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 
10/6414 — wurde mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der 
Fraktion der SPD bei Enthaltung des Mitglieds der 
Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Der Finanzausschuß empfahl die Annahme des Ge

-s

etzentwurfs — Drucksachen 10/6392 und 10/6418 
— mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und 
denen der Fraktion der SPD gegen die Stimme der 
Fraktion DIE GRÜNEN sowie die Ablehnung des 
Antrags der Drucksache 10/6414 mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen und der Stimme der Frak-
tion DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion 
der SPD. 

Der Wirtschaftsausschuß empfahl mit Mehrheit ge-
gen die Stimme eines Mitglieds der Fraktion DIE 
GRÜNEN die Annahme des Gesetzentwurfs in der 
Fassung, die sich aus der Gegenäußerung der Bun-
desregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 
ergibt. 

Den Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 
10/6414 — lehnte er mit der Mehrheit der Stimmen 
der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP und der Fraktion DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion der SPD ab. 

Der Haushaltsausschuß empfahl Annahme des Ge-
setzentwurfs zur Einheitlichen Europäischen Akte. 
Ein Antrag der Fraktion der SPD, nach Artikel 1 a 
einen neuen Artikel 1 b mit dem Wortlaut: 

„Die Bundesregierung gibt vor ihrer Zustimmung 
zu Beschlüssen der Europäischen Gemeinschaften 
zu EG-Vorhaben, die ganz oder in einzelnen Bestim-
mungen Gesetzgebungsmaterien des Bundes be-
treffen, dem Bundestag Gelegenheit zur Stellung-
nahme binnen angemessener Frist." 

einzufügen, wurde mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP abgelehnt. 

Der Antrag der Fraktion der SPD in der Druck-
sache 10/6414 wurde mit gleicher Mehrheit abge-
lehnt. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft gab 
am 25. November 1986 eine gutachtliche Stellung-
nahme ab (s. Anlage). 

Der federführende Auswärtige Ausschuß beriet den 
Gesetzentwurf sowie den Antrag der Fraktion der 
SPD in seiner 81. Sitzung am 3. Dezember 1986 und 
beschloß mehrheitlich gegen eine Stimme der Frak-
tion DIE GRÜNEN Annahme des Gesetzentwurfs 
— Drucksache 10/6392 — in der Fassung, die sich 
aus der Gegenäußerung der Bundesregierung — 
Drucksache 10/6418 — zur Stellungnahme des Bun-
desrates ergibt. Danach ist im Entwurf eines Geset-
zes zur Einheitlichen Europäischen Akte nach Arti-
kel 1 folgender Artikel 1 a einzufügen: 

„Artikel 1 a 

(1) Die Bundesregierung unterrichtet den Bun-
desrat unbeschadet des Artikels 2 des Gesetzes zu 
den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Eu-
ropäischen Atomgemeinschaft vom 27. Juli 1957 
(BGBl. II S. 753) umfassend und zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt über alle Vorhaben im Rahmen der 
Europäischen Gemeinschaft, die für die Länder von 
Interesse sein könnten. 

(2) Die Bundesregierung gibt vor ihrer Zustim-
mung bei Beschlüssen der Europäischen Gemein-
schaften, die ganz oder in einzelnen Bestimmungen 
ausschließliche Gesetzgebungsmaterien der Länder 
betreffen oder deren wesentliche Interessen berüh-
ren, dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellung-
nahme binnen angemessener Frist. 

(3) Die Bundesregierung berücksichtigt diese 
Stellungnahme bei den Verhandlungen. Soweit eine 
Stellungnahme ausschließliche Gesetzgebungsma-
terien der Länder betrifft, darf die Bundesregierung 
hiervon nur aus unabweisbaren außen- und integra-
tionspolitischen Gründen abweichen. Im übrigen 
bezieht sie die vom Bundesrat vorgetragenen Län-
derbelange in ihre Abwägung ein. 

(4) Im Falle einer Abweichung von der Stellung-
nahme des Bundesrates zu einer ausschließlichen 
Gesetzgebungsmaterie der Länder und im übrigen 
auf Verlangen teilt die Bundesregierung dem Bun-
desrat die dafür maßgeblichen Gründe mit. 

(5) Ist dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben, sind, unbeschadet der bereits be-
stehenden Regelungen, auf Verlangen Vertreter der 
Länder zu den Verhandlungen in den Beratungs-
gremien der Kommission und des Rates hinzuzuzie-
hen, soweit der Bundesregierung dies möglich ist. 
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(6) Einzelheiten der Unterrichtung und Beteili-
gung bleiben einer Vereinbarung zwischen Bund 
und Ländern vorbehalten." 

Den Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 
10/6414 — lehnte der Auswärtige Ausschuß mit 
zehn Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
sechs Stimmen der Fraktion der SPD und bei einer 
Enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN ab. 

Die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der SPD 
begrüßten die Einheitliche Europäische Akte als 
Vertragswerk, das neue Zuständigkeiten der Ge-
meinschaft begründet und für den Entscheidungs-
prozeß im Rat beschleunigte Verfahren einführt. 
Die Einheitliche Europäische Akte wird als eine 
neue Stufe der Einigung und als ein kleiner, aber 
wichtiger Schritt zur Europäischen Union angese-
hen. Die dem Europäischen Parlament eingeräum-
ten Mitwirkungsrechte werden allerdings als unzu-
länglich bezeichnet. 

Die Auffassungen im einzelnen: 

a) Nach Auffassung der Fraktion der SPD wird 
eine Parlamentarisierung der Entscheidungen 
durch das Informations- und Beteiligungsverfah-
ren, das dem Bundesrat in Artikel 1 a eine Ein-
wirkung auf die europapolitischen Beschlüsse 
der Bundesregierung einräumt, nicht erreicht. 
Der Deutsche Bundestag sei weiterhin auf das 
Informationsverfahren nach Artikel 2 des Zu-
stimmungsgesetzes zu den Römischen Verträ-
gen angewiesen. Dem EP seien keine neuen 
Rechte zugewachsen, die den zurückgehenden 
Einfluß der nationalen Parlamente ausgleichen 
könnten. 

Die Fraktion der SPD hält es für geboten, das 
Vertragsgesetz um eine weitere Vorschrift zu er-
gänzen, die dem Bundestag bei Gesetzgebungs-
materien, die in die Zuständigkeit des Bundes 
fallen, Gelegenheit zur Stellungnahme binnen 
angemessener Frist gibt. Damit sei ein gewisser 
Ausgleich des Demokratiedefizits bei der euro-
päischen Gesetzgebung möglich. Eine Bewe-
gungsunfähigkeit der Bundesregierung solle da-
mit nicht herbeigeführt werden. Der Deutsche 
Bundestag müsse aber vor wichtigen Vorhaben 
seine Meinung einbringen können. 

Die Fraktion der SPD glaubt nach einer Diskus-
sion im Auswärtigen Ausschuß diese Rechte des 
Bundestages allerdings wahren zu können, wenn 
die Bundesregierung bereit ist, im Plenum zu 
Protokoll zu geben, daß sie eine rechtzeitige Un-
terrichtung des Deutschen Bundestages vor-
nimmt und dem Deutschen Bundestag Gelegen-
heit zur Stellungnahme gibt. 

Die Fraktion der SPD ist der Auffassung, daß die 
Bemühungen um eine Stärkung der Befugnisse 
des EP intensiviert werden müssen. Dieses solle 
in einer Präambel ausgedrückt werden, die die 
Grundsätze für den fortschreitenden Zusam-
menschluß der Staaten der Europäischen Ge-
meinschaft darlegt. 

b) Nach Auffassung der Fraktion der CDU/CSU ist 
dem Gesetz in der vorliegenden Fassung zuzu

-

stimmen. Artikel 1 a sei zwischen der Bundesre-
gierung und den Bundesländern abgestimmt 
worden. Welche Wirkung das Gesetz entfalte, 
hänge von weiteren Absprachen ab. 

Mit dieser Vorschrift trete jedoch eine Verschie-
bung zu Lasten des Deutschen Bundestages ein. 
Seine Beteiligung an europapolitischen Vorha-
ben der Bundesregierung erfahre keine Stär-
kung. Es sei aber nicht mehr möglich, in das Ver-
tragsgesetz, das ein optimales Ergebnis darstel-
le, weitere Vorschriften hineinzunehmen, mit de-
nen neue Rechte für den Deutschen Bundestag 
begründet würden. 

Die Fraktion der CDU/CSU lehnt es ab, dem Ge-
setz eine Präambel voranzustellen. Allerdings 
seien die Grundsätze zwischen den Parteien, mit 
Ausnahme der Fraktion DIE GRÜNEN, unbe-
stritten. Die Fraktion der CDU/CSU ist deshalb 
einverstanden, aus dem Antrag der Fraktion der 
SPD einen Teil der Grundsätze zum Bestandteil 
des Berichts zu machen. Sie lauten: 
Der Deutsche Bundestag wird bei der Verwirkli-
chung der Einheitlichen Europäischen Akte dar-
auf achten, daß sich die Verfassungsorgane der 
Bundesrepublik Deutschland von den Grundsät-
zen leiten lassen, 
daß die Einigung Europas historischer Auftrag 
der europäischen Völker bleibt, Europa nur 
durch diesen Zusammenschluß seiner Rolle in 
der Welt gerecht werden kann und Freiheit und 
Frieden dauerhaft gesichert werden können, 
daß die Errichtung einer europäischen Union 
Ziel der europäischen Einigungsbemühungen 
bleibt, der fortschreitende Zusammenschluß der 
Staaten der Europäischen Gemeinschaft sich an 
demokratischen Prinzipien zu orientieren hat 
und die Zustimmung der europäischen Völker 
Grundlage dieses Einigungsprozesses bleiben 
muß. 

c) Nach Auffassung der Fraktion der FDP ist das 
Länderbegehren, bei europapolitischen Vorha-
ben stärker beteiligt zu werden, verständlich. 
Die engere Einbeziehung des Bundesrates in 
den Integrationsprozeß sei eine Stärkung der 
Exekutiven, die sich hemmend auswirken könne. 
Man müsse auch auf Konfliktmöglichkeiten hin-
weisen. Artikel 1 a sei ein Gesetz für Gemein-
schaftsaufgaben, das eine Handhabe zur Durch-
setzung der Interessen von Bund und Ländern 
biete, zum Nachteil des Deutschen Bundestages. 
Wer eine Europäische Union wolle, müsse die 
Gewaltenteilung in Europa achten und dürfe 
keine einseitige Verschiebung vornehmen. 

Die Fraktion der FDP hält eine Ergänzung des 
Gesetzes zugunsten der Rechte des Deutschen 
Bundestages kurz vor der Schlußabstimmung 
kaum mehr für möglich und aus europapoliti-
schen Erwägungen nicht geboten. Souveränitäts-
verzichte bedingten den Verzicht der nationalen 
Parlamente, auf das supranationale Geschehen 
unbeschränkt weiter einzuwirken. 

Unbestritten sei dagegen der materielle Gehalt 
der oben erwähnten Grundsätze. 
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d) Die Fraktion DIE GRÜNEN lehnt die Einheitli-
che Europäische Akte ab. Das Vertragswerk 
schreibe fest, daß die Europäische Gemeinschaft 
die zweite NATO-Säule sei. Die Einbeziehung 
der Sicherheits- und Außenpolitik in die vertrag-
lichen Zuständigkeiten der Europäischen Ge-
meinschaft habe in Irland anläßlich der Ratifi-
zierung zu Diskussionen wegen der Neutralität 
dieses Landes geführt. 

Die Kompetenzen des Europäischen Parlaments 
würden nicht geklärt. Es verliere sogar Rechte 
im Haushaltsverfahren, wenn es sich um die 
Technologieprogramme handele. Auch bei den 
Strukturfonds werde das EP nur angehört. Au-
ßerdem würden die Mehrheitsentscheidungen 
im Rat soziale Vetopositionen einzelner Mit-
gliedstaaten schwächen. 

e) Nach Auffassung der Bundesregierung hängen 
die Wirkungen der Einheitlichen Europäischen 
Akte vom politischen Willen der Mitgliedstaaten 
ab. Die Bundesregierung habe sich beständig für 
weitergehende Rechte des EP eingesetzt, die je-
doch zwischen den Vertragspartnern nicht kon-
sensfähig gewesen seien. Der gegenwärtige 
Stand der Integration habe keine weitere Aus-
dehnung der vertraglichen Befugnisse möglich 
gemacht. Die Bundesregierung werde sich auch 
in Zukunft für einen Ausbau der parlamentari-
schen Rechte des EP einsetzen. Wenn das EP die 

ihm jetzt eingeräumten Möglichkeiten nutze, 
könne es seinen Einfluß beträchtlich steigern. 

Das Vertragsgesetz führe ein neues Verfahren 
zur Stellungnahme des Bundesrates ein. An dem 
bisherigen Verfahren der Zuleitung nach Arti-
kel 2 des Zustimmungsgesetzes zu den Römi-
schen Verträgen werde sich zum Nachteil des 
Deutschen Bundestages nichts ändern. Dem 
Deutschen Bundestag bleibe es unbenommen, 
über die bestehenden Informationsrechte hinaus 
die Bundesregierung zu zitieren und Erklärun-
gen zu europapolitischen Vorhaben zu verlan-
gen. Die Bundesregierung werde künftig auch 
von sich aus den Deutschen Bundestag und des-
sen Ausschüsse über wichtige Entwicklungen 
der Europäischen Gemeinschaft unterrichten. 
Sie werde dem Deutschen Bundestag bei Verord-
nungen der EG, die Gesetzgebungsaufgaben des 
Bundes betreffen, vor ihrer Entscheidung die 
Möglichkeit geben, in angemessener Frist dazu 
Stellung zu nehmen. 

Einer Vereinbarung zwischen der Bundesregie-
rung und den Bundesländern müsse es vorbehal-
ten bleiben, den Charakter der Büros der Bun-
desländer in Brüssel zu definieren. Zum Aus-
gleich habe die Bundesregierung den Bundes-
ländern angeboten, Vertreter der Länder in die 
Ständige Vertretung in Brüssel aufzunehmen. 

Der Auswärtige Ausschuß bittet den Deutschen 
Bundestag, dem Votum des Ausschusses zu folgen. 

Bonn, den 3. Dezember 1986 

Schwarz 

Berichterstatter 

Brück Schäfer (Mainz) Frau Kelly 
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Anlage 

Gutachtliche Stellungnahme des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft des Deutschen 
Bundestages vom 25. November 1986 zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Einheitlichen Europäischen Akte 

- Drucksachen 10/6392, 10/6418 -  

1. Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
spricht sich für eine Verabschiedung des Ver-
tragsgesetzes aus und begrüßt es, wenn die Ein-
heitliche Europäische Akte zum 1. Januar 1987 in 
Kraft treten kann. 

Die Einheitliche Europäische Akte sieht im Wis-
senschaftsbereich vor: 

— EG-Programme auf dem Gebiet von For-
schung und technologischer Entwicklung zur 
Förderung der Zusammenarbeit von Unter-
nehmen, Forschungszentren und Hochschu-
len; 

— die Verbreitung und Auswertung der Ergeb-
nisse solcher Aktivitäten; 

— die Förderung der Ausbildung und der Mobili-
tät der Forscher aus der Gemeinschaft. 

Darüber hinaus sind mittelbare Auswirkungen 
der Einheitlichen Europäischen Akte für den Bil-
dungs- und Wissenschaftsbereich interessant, 
zum Beispiel: 

— Harmonisierungsmaßnahmen der EG zur An-
gleichung von Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten; 

— die geplante Politik eines wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalts, um eine harmo-
nische, insbesondere benachteiligte Regionen 
bevorzugende Entwicklung zur Einheit Euro-
pas zu fördern. 

Derartige Bestrebungen schaffen günstige Vor

-

aussetzungen für die weitere Realisierung des 

Aktionsprogramms der EG im Bildungsbereich 
von 1976 sowie für die Schaffung eines Europas 
der Bürger. Beispielhaft ist hier das von der EG 
bereits verabschiedete COMETT-Programm zu 
nennen. Auch die Programme ERASMUS und 
YES, welche einer verstärkten Mobilität von Stu-
denten bzw. dem vermehrten Jugendaustausch 
dienen und deren Zustandekommen der Aus-
schuß für Bildung und Wissenschaft begrüßen 
würde, passen in diesen Rahmen. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft ver-
kennt auf der anderen Seite nicht, daß die ge-
nannten und weitere Programme — auf der Ba-
sis des Aktionsprogramms von 1976, des. Europas 
der Bürger oder der Einheitlichen Europäischen 
Akte selbst — neben den finanziellen Problemen 
die Fragen einer Kompetenzverlagerung auf die 
Europäische Gemeinschaft und damit die inner-
staatliche Kompetenzabgrenzung wie Kompe-
tenzwahrnehmung zwischen Bund und Ländern 
gerade auf dem Gebiet von Bildung und Wissen-
schaft besonders akut werden lassen. Daher hält 
der Ausschuß den Kern des Anliegens in der 
Stellungnahme des Bundesrates zur Einfügung 
eines Artikels 1 a in das Ratifizierungsgesetz für 
berechtigt. Der Ausschuß für Bildung und Wis-
senschaft ist der Ansicht, daß die Bundesregie-
rung in ihrer Gegenäußerung diesem Anliegen in 
ausreichendem Maße Rechnung trägt. 

2. Diese Stellungnahme wurde bis auf den letzten 
Absatz, zu dem die Fraktion der SPD sich der 
Stimme enthielt, einstimmig beschlossen. 






